
Aktenzeichen: 9 AZR 39/97
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 11. August 1998

- 9 AZR 39/97 -
I. Arbeitsgericht 

Siegburg
Urteil vom 12. Juni 1996 
- 3 Ca 229/96 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 06. November 1996 
- 8 Sa 892/96 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

: Ja 
: Nein

Entscheidungsstichwort:
Job-Ticket - Gleichbehandlung

Gesetz:
BGB § 242 Gleichbehandlung, § 306; LPVG NRW § 1 Abs. 2

1. Der öffentliche Arbeitgeber ist aufgrund des arbeitsrecht­
lichen Gleichbehandlungsgrundsatzes gehindert, durch eine 
sachfremde Gruppenbildung Arbeitnehmer von der Ausgabe eines 
Job-Tickets auszuschließen.
2. Sind die in den Außenstellen einer Dienststelle beschäf­
tigten Bediensteten nur zu einem geringen Teil bereit, sich 
an den Kosten eines Job-Tickets zu beteiligen, ist es nicht 
sachfremd, das Job-Ticket nur an Beschäftigte in der Haupt­
stelle auszugeben, wenn sich dort eine bedeutend größere An­
zahl beteiligt als in den Außenstellen.
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9 AZR 39/97 
8 Sa 892/96 Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
11. August 1998

Urteil
Brüne,
Reg. Obersekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 11. August 1998 durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Leinemann, 

den Richter Düwell und den Richter Dr. Friedrich sowie den ehrenamtlichen Richter
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Dr. Weiss und die ehrenamtliche Richterin Benz für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesarbeits­
gerichts Köln vom 6. November 1996 - 8 Sa 892/96 - wird zu­
rückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte der Klägerin für 1996 ein Job- 

Ticket zur Verfügung stellen mußte.

Die Beklagte hat 1995 mit dem Regionalen Verkehrsverbund eine Tarifko­

operation „Job-Ticket“ zum Umsteigen auf die öffentlichen Verkehrsmittel des Ver­

kehrsverbundes Rhein-Sieg (VRS) vereinbart. Nach der Präambel dient der Vertrag 

dazu,

„- den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Stadt T

ein attraktives Angebot im öffentlichen Personennahver­
kehr zu bieten und weitere Berufstätige als VRS-Kunden 
zu gewinnen,

zur Entlastung des Straßenverkehrs beizutragen und die 
Parkplatzsituation in den angrenzenden Wohngebieten zu 
entspannen sowie

einen Beitrag zum Umweltschutz zu leisten.“

Aufgrund dieser Tarifkooperation räumt der VRS den Beschäftigten von Ar­

beitgebern mit Arbeitsstätten in T. das Recht ein, alle fahrplanmäßig verkehrenden 

Busse und Bahnen des VRS mit einem Job-Ticket benutzen zu können. Der vertrag­

schließende Arbeitgeber entrichtet als Gegenleistung einen Jahrespauschalpreis für 

alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Arbeitsstätte.
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Die Beklagte führte im Herbst 1995 eine Umfrage durch. Danach bekunde­

ten ca. 50 % der 335 Bediensteten mit Arbeitsplatz in dem als Hauptverwaltungsge­

bäude genutzten Rathaus und nur ca. 10 % der 621 in Außenstellen Beschäftigten 

Interesse am Job-Ticket. Die Beklagte schloß daraufhin mit der Verkehrsgesellschaft 

nur für die im Hauptverwaltungsgebäude beschäftigten Arbeitnehmer einen Job- 

Ticket-Jahresvertrag für 1996. Sie bot den im Rathaus Beschäftigten am 

12. Dezember 1995 nach deren Wahl Jahres-, Halbjahres- oder Vierteljahreskarten 

zum monatlichen Preis von 45,00 DM sowie ein mit dem Job-Ticket verbundenes 

jahresparkticket zum Preis von 625,00 DM an. Sie wies dabei daraufhin, daß der in 

den Außenstellen beschäftigte Personenkreis ebenfalls die Möglichkeit habe, ein 

Job-Ticket zu erwerben, sofern dort mindestens 75 % der Beschäftigten ein Job- 

Ticket in Anspruch nehmen wollen.

Die Klägerin war 1996 mit weiteren sieben Bediensteten in der Außenstelle 

Kinderhort R Straße beschäftigt. Außer der Klägerin war dort nur eine weitere 

Mitarbeiterin am Job-Ticket interessiert. Die Klägerin verlangte Ende Dezember 1995 

Gleichbehandlung mit den im Rathaus Beschäftigten. Die Beklagte lehnte die Aus­

gabe eines Job-Tickets mit der Begründung ab, eine Ausdehnung der mit der Ver­

kehrsgesellschaft getroffenen Job-Ticket-Vereinbarung auf Außenstellenmitarbeiter 

führe zu einem Defizit von ca. 100.000,00 DM. Das sei wegen des geringen Kosten- 

Nutzen-Verhältnisses nicht vertretbar.

Mit der am 1. Februar 1996 erhobenen Klage hat die Klägerin den Anspruch 

auf Ausgabe eines Job-Tickets gerichtlich geltend gemacht und später den Aus­

gleich der Mehrkosten verlangt, die ihr von Januar bis März 1996 durch das im Ver-
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gleich zum Job-Ticket höhere reguläre Beförderungsentgelt entstanden sind. Sie hat 

beantragt,

1. an die Klägerin ein Job-Ticket nach Wahl der Klägerin als 
Jahres-, Halbjahres- oder Vierteljahresticket auszugeben;

2. an die Klägerin 309,60 DM nebst 4 % Zinsen seit dem
3. April 1996 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung der Klägerin 

blieb erfolglos. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin weiterhin ihr 

erstinstanzliches Prozeßziel.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

I. Die Revision ist unbegründet. Die Klägerin hat weder einen Anspruch darauf, 

daß die Beklagte ihr nachträglich ein Job-Ticket für 1996 ausgibt noch daß sie ihr 

309,60 DM zuzüglich Verzugszinsen als Ersatz für erhöhte Aufwendungen im ersten 

Quartal 1996 zahlt.

1. Der Klageantrag zu 1) ist auf Ausgabe eines Job-Tickets für die kostenlose 

Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel des Verkehrsverbundes Rhein-Sieg im 

Jahre 1996 gerichtet. Diese Klage ist spätestens mit Ablauf des Jahres 1996 unzu­

lässig geworden, weil sie auf unmögliche Leistung gerichtet ist (BAG Urteil vom 

18. Dezember 1 9 8 6 -8  AZR 502/84 - BAGE 54, 63 ff. = AP Nr. 10 zu § 7 BUrIG). Für
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eine auf eine unmögliche Leistung gerichtete Klage fehlt es an Rechtsschutzinteres­

se.

Nach Ablauf des Jahres 1996 ist die Erfüllung dieses Leistungsverlangens 

nicht mehr möglich. Dabei kann hier offen bleiben, ob im Jahr 1996 ein Anspruch 

bestanden hat. Mit Ablauf des Jahres 1996 ist er gegenstandslos geworden. Denn 

mit einer Karte, deren Gültigkeit auf das Jahr 1996 beschränkt ist, kann der öffentli­

che Personennahverkehr nach Ablauf des Jahres 1996 nicht mehr benutzt werden.

2. Die Klägerin hat auch keinen Anspruch auf Ausgleich der Mehraufwendun­

gen für die Benutzung der Verkehrsmittel des VRS ohne Job-Ticket. Entgegen der 

Auffassung der Revision war die Beklagte 1996 nämlich nicht verpflichtet, der Kläge­

rin in gleicherweise wie den im Rathaus Beschäftigten ein Job-Ticket auszugeben.

a) Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet dem Arbeitge­

ber, die bei ihm beschäftigten Arbeitnehmer oder Gruppen von Arbeitnehmer gleich­

zubehandeln. Ausgeschlossen ist nicht nur die willkürliche Schlechterstellung einzel­

ner Arbeitnehmer innerhalb einer Gruppe, sondern vor allem eine sachfremde Grup­

penbildung. Sachfremd ist eine Differenzierung, wenn es für die unterschiedliche 

Behandlung keine billigenswerte Gründe gibt. Liegt ein solcher Grund nicht vor, kann 

der übergangene Arbeitnehmer verlangen, nach Maßgabe der allgemeinen Rege­

lung behandelt zu werden (BAG Urteil vom 10. März 1998 -1  AZR 509/97 - zur Ver­

öffentlichung in der Fachpresse vorgesehen; BAG Urteil vom 23. August 1995 

- 5 AZR 293/94 - BAGE 80, 354 = AP Nr. 134 zu § 242 BGB Gleichbehandlung; BAG 

Urteil vom 17. Dezember 1992 -1 0  AZR 306/91 - AP Nr. 105 zu § 242 BGB Gleich­

behandlung; BAG Urteil vom 30. November 1982 - 3 AZR 214/80 - AP Nr. 54 zu 

§ 242 BGB Gleichbehandlung).
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b) Zu Recht ist das Landesarbeitsgericht davon ausgegangen, daß die Be­

klagte als öffentliche Arbeitgeberin auch im Verhältnis zur Klägerin den Gleichbe­

handlungsgrundsatz beachten mußte. Soweit das Landesarbeitsgericht den Gleich­

behandlungsgrundsatz unter Bezugnahme auf das Urteil des Zehnten Senats vom 

17. Dezember 1992 (-10 AZR 306/91 - AP Nr. 105 zu § 242 BGB Gleichbehand­

lung) dienststellenübergreifend angewandt hat, besteht dazu kein Anlaß. Der Ar­

beitsplatz der Klägerin befindet sich zwar außerhalb des Hauptverwaltungsgebäudes 

in der Außenstelle Kinderhort R Straße, die Klägerin ist jedoch Angehörige ein 

und derselben Dienststelle.

Das hat das Landesarbeitsgericht verkannt, indem es von der Zuordnung zu 

unterschiedlichen Dienststätten darauf geschlossen hat, daß die Klägerin einer an­

deren Dienststelle angehöre. Das ist unzutreffend. Nach dem maßgeblichen § 1 

Abs. 2 LPVG NRW bilden die Verwaltungen, die Eigenbetriebe und die Schulen der 

Gemeinden in Nordrhein-Westfalen gemeinsam eine Dienststelle.

Der von der Klägerin geleitete Kinderhort R Straße war deshalb Teil der 

einheitlichen Dienststelle Stadtverwaltung. Der gesetzliche Vertreter der Beklagten 

war als Dienststellenleiter nach § 62 LPVG NRW verpflichtet, den arbeitsrechtlichen 

Gleichbehandlungsgrundsatz bei der Ausgabe des Job-Tickets auch auf die Angehö­

rigen der Außenstelle Kinderhort R Straße anzuwenden. Darauf, ob der Gleich­

behandlungsgrundsatz auch überbetrieblich und dienststellenübergreifend anwend­

bar ist (vgl. dazu BAG Urteil vom 26. Mai 1998 - 1 AZR 704/97 - zur Veröffentlichung 

vorgesehen), kommt es nicht an.

c) Bei der Ausgabe der Job-Tickets für 1996 ist die Gruppe der in Außenstellen

Beschäftigten, zu der die Klägerin gehört, im Verhältnis zu der Gruppe der im Rat-

- 7 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

haus Beschäftigten schlechter gestellt worden. Das Landesarbeitsgericht ist zutref­

fend zu dem Ergebnis gelangt, daß diese Gruppenbildung nicht aus sachfremden, 

sondern aus billigenswerten Gründen erfolgt ist.

Die Revision geht von einem falschen Ausgangspunkt aus. Die Beklagte hat 

mit dem Angebot des Erwerbs von Job-Tickets nicht das Ziel verfolgt, ihren Arbeit­

nehmern durch die Einräumung von Sonderkonditionen im öffentlichen Personen­

nahverkehr einen geldwerten Vorteil zu verschaffen. Aus dem Rundschreiben vom 

12. Dezember 1995 und aus der Präambel des mit dem Verkehrsverbund geschlos­

senen Vertrages ergibt sich die Zielsetzung, die Beschäftigten zu motivieren, vom 

Pkw auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen, um den Straßenverkehr zu entla­

sten, die Parkplatzsituation zu entspannen und einen Beitrag zum Umweltschutz zu 

erreichen. Gemessen daran war es nicht willkürlich, wenn die Beklagte das geringe­

re Interesse der außerhalb des Rathaus Beschäftigten zum Anlaß genommen hat, 

diese Gruppe von der Möglichkeit des Erwerbs eines Job-Tickets auszunehmen. 

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts haben sich 50 % der im Rat­

haus Beschäftigten in der Umfrage bereiterklärt, die mit einem Job-Ticket verbunde­

nen Kosten zu tragen. Tatsächlich haben dann auch 167 der 335 dort Beschäftigten 

ein Job-Ticket erworben. Demgegenüber hatte die Umfrage bei den Außenstellen 

nur ein Interesse von 10 % der Beschäftigten erbracht. In der Außenstelle Kinderhort 

R Straße waren nach dem eigenen Vortrag der Klägerin auch nur zwei von den 

dort acht Beschäftigten, das sind 25 %, bereit, das Job-Ticket-Angebot anzunehmen.

Wenn in dieser Situation die Beklagte auf das erheblich bessere Kosten- 

Nutzen-Verhältnis für den Einsatz ihrer beschränkten finanziellen Mittel abstellt, kann 

das nicht als sachfremd beanstandet werden. Verfolgt der Arbeitgeber mit einer Ver-
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günstigung das Anliegen, Verkehr und Umwelt zu entlasten, so ist eine Bedingung, 

daß sich mindestens die Hälfte der begünstigten Arbeitnehmer daran beteiligen.

Denn bei einer geringeren Beteiligung steigt der finanzielle Aufwand und schwindet 

der Nutzen für Verkehr und Umwelt.
r

Ob wegen der günstigeren Parkplatzsituation an den Außenstellen die Be­

klagte berechtigt war, für die dort Beschäftigten die höhere Mindestbeteiligung von 

75 % vorauszusetzen, bedarf hier keiner Entscheidung. Die Klägerin hat verlangt, 

nach der für die im Rathaus Beschäftigten geltenden Regelung behandelt zu wer­

den. Ihre Nebenstelle hat mit 25 % bei weitem nicht die Teilnahmequote des Rat­

hauses von 50 % erreicht. Deshalb war die Beklagte nicht verpflichtet, die Klägerin 

wie eine im Rathaus Beschäftigte zu behandeln.

d) Entgegen der Ansicht der Revision ist dieser Sachgrund für die unterschied­

liche Behandlung auch nicht im Verlaufe des Rechtsstreits verspätet nachgeschoben 

worden (vgl. dazu BAG Urteil vom 5. März 1980 - 5 AZR 881/78 - BAGE 33, 57 = AP 

Nr. 44 zu § 242 BGB Gleichbehandlung und Urteil vom 20. Juli 1993 - 3 AZR 52/93 - 

BAGE 73, 343, 350 = AP Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, zu 3 d der 

Gründe). Wie das Landesarbeitsgericht zu Recht ausgeführt hat, war der Grund der 

Ungleichbehandlung der Klägerin bereits vor der Klageerhebung erkennbar. Mit dem 

Ablehnungsschreiben vom 4. Januar 1996 hat die Beklagte deutlich auf das bei einer 

Ausweitung der Job-Ticket-Regelung zu erwartende Haushaltsdefizit hingewiesen 

und sich zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung auf das bei der Umfrage ermit­

telte unterschiedlich starke Interesse der Beschäftigten im Hauptverwaltungsgebäu-
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de und in den Außenstellen berufen.
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Die Klägerin hat die Kosten ihrer erfolglosen Revision nach § 97 Abs. 1 ZPO

tragen.

Leinemann Friedrich Düwell

Dr. Weiss Benz
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